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Heute beginnt endgültig eine neue Zeitrechnung bei den Gemeindeguts-
agrargemeinschaften: Das neue Agrargesetz tritt in Kraft. Foto: Mühlanger

Gemeinden
haben wieder
das Sagen

Von Peter Nindler

Innsbruck – Das Mitte Mai
vomTiroler Landtag beschlos-
sene Flurverfassungsgesetz
für die 250 aus Gemeindegut
entstandenen Agrargemein-
schaften tritt heute in Kraft.
Die Gemeinden übernehmen
damit wieder die Verwaltung
über ihr Gemeindegut, das in
den 1950er- und 1960er-Jah-
ren verfassungswidrig an die
Agrargemeinschaften über-
tragen wurde. Den Agrarmit-
gliedern verbleiben weiterhin
die angestammten Nutzungs-
rechte an Wald und Weide so-
wie der Naturalbezug für den
Haus- und Gutsbedarf. Alle
Einnahmen und Pachterlöse
aus dem Gemeindegut stehen
jedoch den Gemeinden zu, sie
erhalten auch die Rücklagen.

Künftig hat der Substanz-
verwalter in enger Abstim-
mung mit dem Gemeinderat
das Sagen. Innerhalb von vier
Wochen müssen die Agrar-
obmänner ihm alle Unterla-
gen, Urkunden, Kontoverbin-
dungen und die Sparbücher
übergeben. Wurde in einer
Gemeinde noch kein Subs-
tanzverwalter gewählt, übt
der Bürgermeister zwischen-
zeitlich diese Funktion aus. In
vielen Gemeinden wird ohne-
hin das Gemeindeoberhaupt
der Substanzverwalter sein.

Gemeindeverband und Ab-
teilung Agrargemeinschaften
haben in den vergangenen
Wochen Gemeinden und
Agrargemeinschaften infor-
miert. Buchführungs- und
Gebarungsverordnung so-
wie die Bewirtschaftungsbei-
tragsverordnung sorgten zu-
letzt noch für Diskussionen.
Für den Gemeindeverband
sind die Bewirtschaftungs-
beiträge für die agrarische
Nutzung des Gemeindeguts

zu gering, das Land verweist
hingegen auf die von Gutach-
tern festgestellten Beitrags-
höhen.

Agrarreferent LHStv. Josef
Geisler (VP) geht davon aus,
dass in vielen Gemeinden der
Pragmatismus überwiegt und
Bewirtschaftungsüberein-
kommen getroffen werden.
Und wenn sich eine Agrarge-
meinschaft weigert, die neu-
en Regeln anzuerkennen und
die Übergabe der Unterlagen
blockiert? Dann wird die Ag-
rarbehörde unverzüglich ein
Vollstreckungsverfahren ein-
leiten, wie aus dem Landhaus
verlautet wird.

Dass Agrarfunktionäre we-
gen des neuen Gesetzes kei-
nen Sinn mehr in ihrer Arbeit
sehen, hat sich bisher noch
nicht in Anträgen auf Auflö-
sung niedergeschlagen. Bis-
her wurden noch keine An-
träge gestellt. Die Abteilung
Agrargemeinschaften hat bis
Ende Juni die Regulierungs-
pläne von 100 Gemeinde-
gutsagrargemeinschaften
abgeändert, in den nächsten
Monaten kommen die weite-
ren 150 dran. Das Landesver-
waltungsgericht hat zuletzt
Dutzende Beschwerden ge-
gen die neuen Regulierungs-
pläne abgewiesen und die
Feststellungen, dass die Ag-
rargemeinschaften aus Ge-
meindegut entstanden sind,
bestätigt. Auch die von Agrar-
gemeinschaften angestreng-
ten Wiederaufnahmeverfah-
ren wurden zurückgewiesen.

Was ebenfalls in den nächs-
ten Monaten ansteht, ist die
Ausregulierung von Mitglie-
dern:Wer nicht mehr über die
notwendigen Voraussetzun-
gen verfügt (landwirtschaft-
liche Flächen oder Gebäude),
ist nicht mehr nutzungsbe-
rechtigt.

Ab heute gilt das neue Agrargesetz.
Die Gemeinden übernehmen die Ver-
antwortung. Die Agrarobmänner ha-
ben vier Wochen Zeit zur Übergabe.

Fieberbrunn ist für
Asylwerber Zwischenstation

Von Anita Heubacher

Innsbruck, Wien – Das
Flüchtlingsheim am Bürgl-
kopf in Fieberbrunn war lan-
ge umstritten. Die grüne Sozi-
allandesrätin Christine Baur
befand die Lage des Heimes
als alles andere als optimal:
einige Kilometer von Fieber-
brunn und damit von Kinder-
gärten und Schulen entfernt
auf 900 Meter Seehöhe. Baur
wollte das Heim schließen.

Das tut das Land auch und
zieht mit seinen Asylwerbern
aus Fieberbrunn ab. Die Plät-
ze übernimmt der Bund, der
ab Mitte Juli mit seinen, im-
mer neuen Hilfesuchenden
einzieht. Der große Unter-
schied zwischen den beiden
Gruppen ist die Aufenthalts-
dauer. Der Bund ist für die
Hilfesuchenden drei Wochen
zuständig. So lange dauert es
von der Antragsstellung bis
zur etwaigen Zulassung zum
Asylverfahren. Läuft das Ver-
fahren an, kommt der Asyl-
werber in die Obhut des Lan-
des.

Und da Tirol seine Betreu-
ungsquote nicht erfüllt, sieht
das Innenministerium das
Land gefordert. „Es gibt kei-
ne Zuweisung der Asylwerber
seitens des Bundes. Die Län-
der haben eine Holpflicht“,
erklärt Karl-Heinz Grund-
böck, Sprecher des Innenmi-
nisteriums, gegenüber der
TT. „Wir hoffen, dass Tirol
noch mehr Plätze schafft.“
Welche Nationen in Fieber-
brunn einquartiert werden,
kann das Innenministerium
nicht sagen. Die größte Grup-
pe unter den Hilfesuchenden
käme derzeit aus Syrien, er-
klärt Grundböck.

Für die 110 Asylwerber aus
Fieberbrunn habe man be-
reits Quartiere gefunden, er-
klärt Soziallandesrätin Baur.

Die meisten würden in be-
stehenden Heimen unter-
gebracht. Es gibt zwar auch
neue Unterkünfte für Klein-
gruppen. Wo genau will die
Landesrätin nach den Erfah-
rungswerten in Gries nicht
sagen. Dort wehrte sich al-
len voran der Bürgermeis-
ter gegen die Aufnahme von
Flüchtlingen. Statt 50 sollen
jetzt 30 in die Wipptaler Ge-
meinde kommen.

Quartiere wird das Land
auch weiterhin brauchen,
wenn es die Quote erfüllen
will. Mit den Flüchtlingen des
Bundes liegt sie bei 88 Pro-
zent. „Wir brauchen 100 Pro-
zent, damit diese Diskussion
beendet ist.“ Baur hatte im-
mer wieder betont, die Quo-

te hintanzustellen. Sie sei se-
kundär und ohnehin nicht zu
erreichen, weil Wien sie über-
erfülle. Viele Asylwerber wür-
den lieber im Zentralraum
bleiben, erklärte sie. Diese

Argumentation lässt das In-
nenministerium nicht gelten.
„Wien erfüllt die Quote zu
140 Prozent, weil abgelehn-
te Asylwerber weiter versorgt
werden, bis sie in ihre Heimat
zurückkehren“, sagt Grund-
böck. Eine Methode, die auch
Tirol anwendet.„Wien und Ti-
rol sind hier sozialer als ande-
re Bundesländer.“ Nichtsdes-
totrotz sei Tirol bei der Quote
gefordert.

20 Prozent der abgelehnten
Asylwerber würden in die Ille-
galität abtauchen, bis zu 150
pro Jahr abgeschoben, die
große Mehrheit kehre freiwil-
lig in ihre Heimat zurück, sagt
Grundböck. 2012 wurden in
Österreich 17.413 Asylanträ-
ge gestellt.

Mitte Juli quartiert das Land 110 Asylwerber in Fieberbrunn aus und der Bund
seine Hilfesuchenden ein. Für drei Wochen – bis klar ist, wie es weitergeht.

Am Weltflüchtlingstag Ende Juni wurde in Innsbruck mehr Schutz für Flüchtlinge gefordert. Foto: Rottensteiner

„ Ich will die vom
Bund vorgegebene

Quote erfüllen, damit
diese Diskussion been-
det ist.“

Christine Baur
(Soziallandesrätin) Foto: Hammerle

Politik in Kürze

M ittwoch und Don-
nerstag kommt der

Landtag zum letzten Mal
vor der Sommerpause zu-
sammen. In der Fragestun-
de zu Beginn darf sich VP-
Bildungslandesrätin Beate
Palfrader noch einmal zum
Ausbau der Kinderbetreu-
ung äußern. Auf Wunsch der
eigenen Partei. Wie berich-
tet, gibt es Geld vom Bund.
Bund und Land sind gefor-
dert, die EU-Ziele in Sachen
Betreuung zu erreichen. 33
Prozent der Null- bis Drei-
jährigen sollten laut EU be-
treut werden, in Tirol sind es
in etwa 25 Prozent.

D ie SPÖ macht es der
schwarzen Landesrätin

nicht so einfach und will wis-
sen, ob es denn einen Nach-
hilfe-Scheck geben werde.
Bildungssprecher Thomas
Pupp hält das für einen Weg,
mehr Chancengleichheit für
Schüler herzustellen. Eltern
aus bildungsfernen Schich-

ten könnten sich die Nach-
hilfe oft nicht leisten, meint
Pupp. Die Arbeiterkammer
geht davon aus, dass sechs
Millionen Euro im Jahr für
Nachhilfe bezahlt werden.

D ie Grünen hoffen auf
gesunde Luft und wol-

len im Landtag noch einmal
über Tempo 100 diskutieren.
Ob die dritte mündliche An-

frage debattiert wird, ist
fraglich. Die Fragestunde ist
zeitlich begrenzt. Landtags-
vizepräsident und Abgeord-
neter Hermann Weratsch-
nig (Grüne) wünscht sich
ein klares Bekenntnis des
Landtages zur Schadstoffre-
duktion und zur Gesundheit.
Auf ein klares Bekenntnis zu
Tempo 100 wird Weratsch-

nig lange hoffen müssen.
Schließlich hat sich der Koa-
litionspartner ÖVP auch erst
vor Kurzem zum Tempolimit
bekannt. Selbst der schwar-
ze Gesundheitslandesrat
hatte sich mehrfach gegen
Tempo 100 ausgesprochen
und war der Parteilinie treu
geblieben. Letzte Woche
schwenkten die ÖVP und
Gesundheitslandesrat Bern-
hard Tilg um. Die FPÖ ist
gegen Tempo 100, die SPÖ
zwar dafür, aber zurückhal-
tend. Das Transitforum will
nach der Tempobremse für
Pkw auch eine für Lkw. Das
wiederum kann sich We-
ratschnig nicht vorstellen.
„Die meisten moderneren
Lkw-Motoren emittieren bei
80 km/h in etwa gleich viel
wie bei Tempo 60.“

Am Donnerstag dreht
sich dann im Landtag

alles um die Arbeitslosen.
Das Thema hat die Liste
Fritz eingebracht. (aheu)

Das Transitforum fordert Tempo 60 für Lkw. Die Grünen sind dagegen,
weil die Lkw-Bremse kaum Schadstoffreduktionen brächte. Foto: Böhm

SPÖ will Scheck, Grüne gegen Tempo 60


